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			Stillstand an den Unis

			Hochschulrektoren bei Macri / Proteste auf der Straße
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			Mauricio Macri hörte sich die Positionen der Rektoren an. (Foto: Casa Rosada)

			Buenos Aires (AT/mc) - Die Situation an den staatlichen Hochschulen des Landes ist weiter prekär. Seit das Semester am 6. August beginnen sollte, befinden sich die Dozenten im Streik. Einen Ausstand dieser Dauer hat es seit Rückkehr des Landes zur Demokratie 1983 nicht mehr gegeben. 

			Die Hochschullehrer fordern eine Gehaltserhöhung, die zumindest die inflationsbedingten Kaufkraftverluste ausgleicht. Zudem fordern sie eine bessere finanzielle Ausstattung von Wissenschaft und Forschung. Am gestrigen Donnerstag veranstalteten die Gewerkschaften der Dozenten einen landesweiten Protestmarsch, der am Abend mit einer Großkundgebung auf der Plaza de Mayo in Buenos Aires endete.

			Um eine Annäherung der bislang unversöhnlichen Positionen zu erreichen, hatten Staatspräsident Mauricio Macri und Bildungsminister Alejandro Finocchiaro am Dienstag die Rektoren der nationalen Universitäten in der Casa Rosada empfangen. Viel Konkretes sprang bei dem Treffen nicht heraus. Immerhin konnten die Hochschulleiter in puncto Gehaltserhöhung die Zusicherung Macris mitnehmen, dass die staatlicherseits angebotenen 15 Prozent nicht als Obergrenze, sondern als Grundsockel zu verstehen seien. Derzeit beträgt das Einstiegsgehalt für Hochschullehrer bei Zugrundelegung einer 40-Stunden-Woche rund 22.000 Pesos.

			Die Professoren fordern allgemein mehr finanzielles Engagement seitens des Staates, um das Niveau der universitären Ausbildung und Forschung zu sichern. Für den diesbezüglichen Haushalt wollen sie für das nächste Jahr eine 35-prozentige Steigerung von 100 auf 135 Milliarden Pesos erreichen. Zwischen 80 und 90 Prozent des Haushalts fließen in die Gehälter der Uni-Dozenten, wie die Zeitung „Clarín“ berichtet. 

			Die Hochschulrektoren sorgen sich wegen der jüngsten Peso-Abwertungen auch um die zusehends schwieriger werdenden Anschaffungen von Forschungsmaterialien auf dem internationalen Markt.

			Macri hörte sich die Anliegen der Gäste an und wies Bildungsminister Finocchiaro an, den Tarifkonflikt so schnell wie möglich zu lösen. Er schilderte den Professoren andererseits aber auch die wirtschaftlich schwierige Situation, in der sich das Land derzeit befinde und die alle Bereiche des öffentlichen Lebens betreffe.

			„Der Präsident hat uns signalisiert, er werde nicht zulassen, dass das staatliche Hochschulsystem in Gefahr gerät“, zitiert der „Clarín“ Delfina Veirabé, die Rektorin der Nordost-Universität in Corrientes und Resistencia. Skeptischer äußerte sich Jaime Perczyk, der Leiter der Universität Hurlingham (Provinz Buenos Aires): „Wir haben unsere Probleme geschildert, aber es gab praktisch keine Antworten darauf.“

			Ob der Streik, der rund 1,6 Millionen Studenten betrifft, auch nächste Woche fortgesetzt wird, war zuletzt offen. Die Regierung schlug am Mittwoch eine Anhebung der Gehälter um 21 Prozent ab Dezember  vor, was von den Gewerkschaftern jedoch abgelehnt wurde.

			Peso auf Rekordtief 

			Buenos Aires (dpa/mc) - Trotz einer starken Anhebung der Zinsen ist der argentinische Peso gestern vorübergehend um mehr als 20 Prozent zum US-Dollar gefallen. Die Währung war am Vortag bereits um mehr als 8 Prozent gesunken. Die Zentralbank erhöhte gestern den Leitzins für einwöchiges Zentralbankgeld von 45 auf 60 Prozent, konnte aber damit den Absturz der Währung nur kurz aufhalten. Der Peso fiel am Nachmittag bis auf einen historischen Tiefstand von 42 Pesos zum Dollar. Nach Bankenschluss stand der Kurs bei 40 Pesos, nachdem die Zentralbank 330 Millionen Dollar verkaufte.

			Am Mittwoch hatte Präsident Mauricio Macri den Internationalen Währungsfonds (IWF) darum gebeten, dass bereits vereinbarte Hilfen des Währungsfonds frühzeitig an sein Land ausgezahlt werden. Ein „Vertrauensmangel in die Märkte“  habe ihn zu diesem Schritt bewogen, sagte Macri in einer Fernsehansprache. Doch der Peso gab dennoch weiter nach.

			Der IWF signalisierte Bereitschaft, Argentinien zu helfen. Sie habe die IWF-Mitarbeiter angewiesen, die zeitliche Staffelung des Finanzprogramms zu prüfen, teilte IWF-Chefin Cristine Lagarde mit. „Ich habe unsere Bereitschaft betont, die Regierung (Argentiniens) bei der Entwicklung ihrer überarbeiteten politischen Pläne zu unterstützen“, sagte Lagarde nach einem Telefongespräch mit Macri.

			Nach einer ersten starken Abwertungswelle des Peso hatte Argentinien mit dem IWF im Juni eine Finanzhilfe von bis zu 50 Milliarden Dollar vereinbart. Zu einer ersten Tranche von 15 Milliarden Dollar hatte Argentinien sofortigen Zugang erhalten. Der verbleibende Betrag sollte über die dreijährige Laufzeit zur Verfügung gestellt werden.
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			Tänze, Trachten und traditionelle Klänge

			Buenos Aires feiert Deutschland und Österreich - und mehr
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			Großes Gruppenbild auf der Bühne. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/flx/mc) - Der Himmel war blau, die Sonne lächelte, die Avenida de Mayo im Herzen von Buenos Aires war prall gefüllt: Bei günstigen Rahmenbedingungen und guter Laune fand am Samstag das diesjährige „Buenos Aires Celebra“ zu Ehren der Länder Deutschland, Österreich, Tschechien und Slowakei im Herzen von Buenos Aires statt. Die Besucher waren eingeladen, eine imaginäre Reise in die genannten Länder zu unternehmen und sich auf die zur Schau gestellten Kulturen einzulassen. 

			Das Angebot war reichhaltig. Das Fest zählte über 30 Stände sowie eine große Bühne dicht an der Plaza de Mayo. Angeboten wurden allerlei Speisen, an deren Ständen sich die zahlreichen Besucher ab mittags in bis zu 20 Meter langen Schlangen anreihten. 

			Es gab zudem Infostände, die dem Besucher die Kultur und die Geschichte der jeweiligen Länder ein wenig näherbrachten. Beispielsweise waren die FAAG, der Dachverband der deutsch-argentinischen Vereinigungen, sowie das Zentrum für Deutschsprachige Einwanderung (DIHA) vertreten und informierten über ihre Aktivitäten. Das Sprachzentrum CUI brachte sein Kursangebot dem interessierten Publikum näher.

			Los ging es um 12 Uhr mit einer Fotopräsentation über die vier Länder. Gegen 15 Uhr folgte der große Umzug der beteiligten Tanz- und Folkloregruppen. Mit dabei waren unter anderen: die Schuhplattlergruppe des Bayernvereins, die Lustigen Tiroler, die Tanzgruppe Alle Jung aus Villa Ballester, die Vereinigung der Wolgadeutschen, die Gruppe „Gewohnheit“ aus San Antonio,die Gruppe „Heimatland“, das „Ballett Edelweiß“ aus Berisso und eine Delegation des Oktoberfests aus Villa General Belgrano. Zwischen Bratwurst, Brezel, allerlei Menschen in volkstümlichen Trachten und reichlich Musik verflog die Zeit, ehe das Fest sich gegen 18 Uhr seinem Ende entgegen neigte.

			Für die deutsche Botschaft hob Kulturattaché Harald Herrmann die lange Geschichte der deutschen Einwanderung nach Argentinien hervor. Sie habe seit fast 500 Jahren ihre Spuren im Land hinterlassen und Brücken zwischen dem deutschen und dem lateinamerikanischen Kulturraum gebaut. Dies spiegele sich wider in so unterschiedlichen Aspekten wie traditionellen Tänzen, Würsten und Schwarzwälder Kirschtorte bis hin zum Bandoneon, dem typischen Tango-Instrument, das von dem Krefelder Heinrich Band erfunden wurde. 

			Österreich war vertreten durch seinen neuen Konsul Christian Irbinger, der am 30. Juli akkreditiert wurde. Er löst Frank Ortner ab, der zum Außenministerium in Wien wechselt.

			Um mehr Fotos zu sehen, klicken Sie hier.
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			Die Woche in Argentinien

			Zu wenig Schulbetreuung

			Die schulische Betreuung der Grundschulschüler lässt in Argentinien weiter sehr zu wünschen übrig. Dies ist das Ergebnis einer Untersuchung der Katholischen Universität (UCA), die jetzt veröffentlicht wurde. Demzufolge kommen landesweit nur 9 Prozent der Schulkinder im Alter zwischen sechs und zwölf Jahren in den Genuss einer schulischen Betreuung, die über vier Stunden täglich („jornada extendida“) hinausgeht. Dies ist weit unter dem staatlicherseits angestrebten Ziel von 30 Prozent, wie es 2010 per Gesetz festgelegt wurde. Auch die Ende 2015 angetretene Macri-Regierung hat entgegen ihrem eigenen Anspruch bislang keine Verbesserung in diesem Punkt herbeiführen können. Die Untersuchung der Uni zeigt zudem, dass an privaten Schulen immerhin 14,5 Prozent der Grundschüler länger als vier Stunden betreut werden. An staatlichen Bildungseinrichtungen sind es hingegen nur 7,2 Prozent. Wenig erfreulich ist zudem die Erkenntnis, dass gerade die ärmeren Bevölkerungsschichten schulisch schlecht versorgt sind. Hier sind nur 4,7 Prozent der Schulkinder mehr als vier Stunden in der Schule. In der höheren Mittelschicht stehen demgegenüber 18,2 Prozent zu Buche.

			US-Admiral zu Gast 

			Vor wenigen Tagen erst stattete US-Verteidigungsminister James Mattis Buenos Aires einen Besuch ab. Nun folgte mit Kurt Tidd ein weiterer hochrangiger Militärgast aus Washington. Der Admiral ist der Chef des Süd-Kommandos der Vereinigten Staaten. Tidd traf am Río de la Plata mit dem argentinischen Verteidigungsminister Óscar Aguad zusammen und nahm hier an der 8. südamerikanischen Verteidigungskonferenz (Southdec) teil. An dieser partizipierten auch die Generalstabschefs von Brasilien, Bolivien, Chile, Kolumbien, Ecuador, Französisch Guayana, Guayana, Paraguay, Peru, Surinam und Uruguay. Ein Thema war die Frage, was Südamerika zur globalen Friedenssicherung beitragen könne. Zudem stand die aktuelle Krise in Venezuela auf der Agenda. Bei dem bilateralen Gespräch von Tidd und Aguad ging es um den Ausbau der militärischen Kooperation zwischen Buenos Aires und Washington, die von der Macri-Regierung angestrebt wird. Die USA ihrerseits ist bemüht, den Einfluss Chinas und Russlands in der Region einzudämmen.

			Unterführung im Bau

			Geht es nach dem aktuellen Zeitplan, dürfte der Verkehr im Bereich Puerto Madero ab April kommenden Jahres eine erhebliche Entspannung erfahren. Dann nämlich soll die geplante, 6,7 Kilometer lange Unterführung „Paseo del Bajo“, die die Autobahnen „Presidente Illia“ und Buenos Aires - La Plata verbindet, fertig sein. Ziel ist es, die zahlreichen Lkws vom Pkw-Verkehr zu trennen. Die „Brummis“ sollen zukünftig die Unterführung nutzen. Der Personenkraftverkehr wird hingegen überirdisch bleiben. Durch die Neuerung wollen die Stadtplaner auch mehr Grünanlagen schaffen. Das Kostenvolumen wird insgesamt mit 700 Millionen Dollar beziffert. Eigentlich sollte der „Paseo del Bajo“ bereits früher fertig sein. Doch der Vertrag mit der zunächst beauftragten Baufirma „Corsán Corviam“ wurde aufgelöst, da diese wegen eines Konkursverfahrens in Spanien und einer Korruptionsermittlung in Mexiko in Schieflage geriet. Stattdessen übernahmen die Unternehmen „JCR“ und „Coarco“ die Arbeiten.

			Lkw-Fahrer verlassen CGT

			Die Spaltung der peronistischen Gewerkschaftsbewegung vertieft sich weiter: Am Montag erklärte Omar Pérez, der erste Sekretär der Lkw-Fahrer, den Austritt der Interessenvertretung aus dem Dachverband CGT. Den Schritt begründete Pérez mit der Passivität der CGT gegenüber der „schweren wirtschaftlichen Situation“, die das Land derzeit durchlebe. Auch beklagte der Funktionär fehlende Solidarität des Dachverbandes angesichts der Milliardenstrafe, die das Arbeitsministerium gegen die Lkw-Fahrer-Gewerkschaft verhängte, da diese eine Zwangsschlichtung im Tarifstreit missachtet habe. Der Austritt der Lkw-Fahrer aus der CGT ist von daher bemerkenswert, da ihr Vorsitzender Hugo Moyano zwölf Jahre lang auch Chef des Dachverbands gewesen war. Wie die Lkw-Fahrer zogen sich auch die Gewerkschaften der Mautgebühren-Kassierer sowie der Zeitungsausträger aus der CGT zurück. Ein Schritt, den zuvor schon die Interessenvertretungen der Metallarbeiter (UOM) und der Ärzte (AMRA) vollzogen hatten. Am Dienstag veranstalteten die Lkw-Fahrer eine Protestkundgebung vor dem Berufungsgericht für arbeitsrechtliche Angelegenheiten (siehe Foto). Sie forderten die Freigabe von 300 Millionen Pesos, die die Justiz in dem oben erwähnten Streitfall beschlagnahmt hatte. Die Berufungsinstanz vertagte jedoch die Entscheidung. (AT/mc)
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			Kein Schutz für Korruptionsvermögen

			Von Juan E. Alemann

			Diebstahl verleiht kein Eigentumsrecht. Was gestohlen wurde, gehört weiter dem ursprünglichen Eigentümer, und im Fall von Geld, das dem Staat entwendet wurde, gehört es diesem und nicht dem Dieb. Dieser Verbrecher tritt jetzt an erster Stelle in der Person von Cristina Fernández de Kirchner auf, und dann betrifft dies auch Minister, Staatssekretäre und weitere Staatsbeamte ihrer Regierung, sowie sogenannte K-Unternehmer. 

			Obwohl dies selbstverständlich ist, dauerte es längere Zeit, bis die Deputiertenkammer ein entsprechendes Gesetzesprojekt verabschiedete, und dann dauerte es noch länger, bis der Senat sich entschied, das Thema zu behandeln. Ob die Senatoren schließlich nur zum Thema Stellung bezogen haben, weil ein großer Aufmarsch von mindestens 50.000 Menschen vor dem Kongress zeitgleich zur Sitzung stattfand, sei dahingestellt. Bei der Kundgebung kam eine große Empörung über die Kirchner-Korruption zum Ausdruck, wobei auch die Rückgabe des gestohlenen Vermögens gefordert wurde. Nach den Centeno-Heften, den Erklärungen von Claudio Uberti, Ernesto Clarens, von vielen Beamten der Kirchner Regierung und auch von zahlreichen Unternehmern lässt sich das Thema nicht mehr unter den Teppich fegen. 

			Die Senatoren, die Cristina Kirchner unterstützen, bemühten sich dabei, sie vom Zugriff auf ihr gestohlenes Vermögens zu schützen. Das Projekt der Deputiertenkammer sieht vor, dass die Löschung des Eigentums im Rahmen einer Klage erfolgt, die sich an das Zivilrecht hält, so dass dies getrennt vom Strafprozess erfolgt und kurzfristig umgesetzt werden kann. Außerdem bezieht sich dies auf die Gelder und Güter, die gegenwärtig bestehen, unabhängig davon, wann sie gestohlen wurden. Somit können finanzielle Mittel (wie die Dollarscheine von José Lopez und der Tochter von Cristina) und Güter (wie die Landbetriebe von Lázaro Báez) lange vor Beendigung der Strafprozesses auf den Staat übertragen werden. 

			Doch das Projekt, das der Senat mit 40 Stimmen der Opposition gegen 26 der Regierungskoalition und einer mehr verabschiedet hat, sieht vor, dass das ganze Verfahren im Bereich des Strafrechtes erfolgt. Das bedeutet an erster Stelle, dass es um den Tatbestand der Entwendung öffentlicher Mittel geht, der lange zurück liegt, wobei das Gesetz nicht rückwirkend angewendet werden kann, also nicht auf finanzielle Mittel und Güter, die vor dem neuen Gesetz schon bestanden. Somit wären die von Cristina Kirchner und ihrer Bande gestohlenen Gelder und Güter nicht betroffen und würden weiter in ihrem Besitz bleiben. Indessen steht dieses Vermögen im Mittelpunkt der Diskussion. Ein weiterer Punkt, der im Senat geändert wurde, besteht darin, dass die Beweislast, die im Projekt der Deputiertenkammer auf den Angeklagten entfällt, voll auf den Kläger übertragen wird. Der Staatsanwalt muss beweisen, dass die finanziellen Mittel und Güter, um die es geht, gestohlen wurden, und nicht der Angeklagte, dass er sie rechtmäßig erworben hat. Das erschwert die Prozesse. 

			Die Deputiertenkammer lehnt das Projekt des Senats mehrheitlich ab und wird auf dem ihrigen bestehen. Das ursprüngliche Projekt war mit 135 Stimmen der Regierungskoalition „Cambiemos“ und der Erneuerungsfront von Sergio Massa gegen 50 des Kirchner-Lagers und linksextremen Fraktionen genehmigt worden. Auch jetzt wird erwartet, dass die notwendige Zweidrittelmehrheit zustande kommt, um das ursprüngliche Projekt durchzusetzen. Und dann muss sich die Regierung um die Reglementierung kümmern, bei der schwierige Probleme aufkommen, wie die der schwarzen Auslandskonten der Korrupten und der Strohmänner.
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			Problemfall Sachsen 

			Von Martin Fischer und Jörg Schurig

			Dresden - Wie immun kann ein Volk gegen Rechtsextremismus sein? Der frühere sächsische Ministerpräsident Kurt Biedenkopf (CDU) hielt seine Landleute im Freistaat im Jahr 2000 für gefeit und „völlig immun“ gegenüber „rechtsradikalen Versuchungen“. Das Wort von „König Kurt“, der aus dem Westen kommend Sachsen nach der Wende und dem Zusammenbruch der Planwirtschaft im Vergleich zu anderen ostdeutschen Ländern relativ rasch wieder auf Kurs brachte, hatte Gewicht - und hat es heute noch in weiten Teilen der sächsischen Union. Doch manchmal irrte selbst der Professor. Vier Jahre nach seiner legendären Aussage saß die rechtsextreme NPD im Landtag.

			Tatsächlich war Rechtsradikalismus lange kein Thema für die sächsische CDU - und wenn, dann war er aus dem Westen importiert. Und stets kam der relativierende Verweis auf Linksradikale, die mindestens ebenso gefährlich seien. Auch NPD und die heutige Linke wurden von führenden Christdemokraten im Freistaat gern in einem Atemzug genannt. Während sich die Sachsen-Union unter Biedenkopf in den 1990er Jahren mit absoluten Mehrheiten im Glanz der Macht sonnte, verdunkelte sich der Himmel spätestens 2004. In jenes Jahr fällt nicht nur der Einzug der NPD in den Landtag. Erstmals musste die bis dato erfolgsverwöhnte CDU mit einer anderen Partei die Macht teilen und mit der SPD koalieren.

			Der frühere Finanzminister Georg Milbradt - laut Biedenkopf ein guter Fachmann, aber „miserabler Politiker“ - hatte seinen ehemaligen Chef schon 2002 im Amt beerbt. Als Milbradt bei seiner ersten Wiederwahl 2004 erst im zweiten Wahlgang ausreichend Stimmen bekam, war klar, dass es innerhalb der eigenen Reihen bröselte. 2005 bildete die Union mit ihrem CDU-Parteichef Milbradt einen Arbeitskreis, der „Strategien und politische Antworten der CDU zum verfassungswidrigen und menschenverachtenden Verhalten der NPD“ finden sollte. Das Gremium legte eine Analyse vor, die sich heute wie eine Handlungsanleitung zur Bewältigung aktueller Probleme liest.

			Nur: Das Papier verschwand in der Schublade, noch bevor es einer großen Öffentlichkeit bekannt wurde und Wirkung entfalten konnte. Hinter vorgehaltener Hand wird vor allem ein Mann dafür verantwortlich gemacht - der frühere Generalsekretär und heutige Ministerpräsident Michael Kretschmer. Der wiederum verweist auf seine Zeit als Stadtrat in Görlitz und darauf, wie man seinerzeit den Kampf gegen Rechtsextremisten meisterte. „Wir haben den Kampf dort gewonnen, wir werden ihn auch in Sachsen gewinnen“, zeigte sich der Regierungschef am Dienstag zuversichtlich. Allerdings brauche man dafür ein breites Bündnis in der Mitte der Bevölkerung.

			Das scheint bitter nötig. Nirgendwo wurde die Polarisierung der Gesellschaft so deutlich wie in Sachsen. Als im Herbst 2014 die islam- und fremdenfeindliche Pegida-Bewegung in Dresden bis zu 20.000 Menschen auf die Straße brachte, ging ein Riss durch die Stadt und das Land. 2015 schränkte Biedenkopf seine Diagnose zwar ein, sagte, dass die Ostdeutschen zumindest „weitgehend immun“ gegen Rechtsextremismus seien. Da hatten die nächtelangen Angriffe von Neonazis auf eine Flüchtlingsunterkunft in Heidenau und wochenlanger fremdenfeindlicher Protest vor einer Unterkunft in Freital aber schon längst für Schlagzeilen gesorgt und Sachsens „braunen Ruf“ gefestigt.

			Sachsens damaliger CDU-Ministerpräsident Stanislaw Tillich hielt sich mit klaren Worten lange zurück. Erst als ein wütender Mob einen Flüchtlingsbus in Clausnitz stundenlang belagerte und in Bautzen eine geplante Flüchtlingsunterkunft brannte, räumte Tillich unumwunden ein: „Ja, es stimmt: Sachsen hat ein Problem mit Rechtsextremismus und es ist größer als viele - ich sage es ehrlich: auch ich - wahrhaben wollten.“ Die Worte ließen aufhorchen. So etwas hatte man von führenden Christdemokraten im Freistaat bis dato nicht vernommen. Zuvor hatte Tillich selber gern mal populistisch getönt, zum Beispiel als er meinte, der Islam gehöre nicht zu Sachsen.

			Ein Kurs, der von seinem Nachfolger Michael Kretschmer - damals noch CDU-Generalsekretär in Sachsen - mitgetragen wurde. Immer mit Blick auf den rechten Rand, an dem die AfD der seit 1990 regierenden CDU immer mehr Stimmen abnimmt. Nun ist Kretschmer in einem Dilemma. Aus der Bundestagswahl 2017 ging die AfD in Sachsen als stärkste Kraft hervor. Ihn selbst kostete der Erfolg eines AfD-Konkurrenten in Görlitz das Direktmandat im Bundestag. Nur noch ein Jahr hat er Zeit, die Stimmung im Land wieder nachhaltig für die Union zu verbessern.

			Laut einer aktuellen Sonntagsfrage liegt die CDU bei 30 Prozent und die AfD bei 25 Prozent. Da der kleine Koalitionspartner SPD bei 11 Prozent dümpelt, würde es keine Neuauflage des schwarz-roten Bündnisses geben. Selbst ein Dreierbündnis mit SPD, FDP oder Grünen steht in den Sternen. Kretschmer nutzt deshalb jeden Termin im Land, um für sich und seine politischen Vorstellungen zu werben. Manchmal sind es so viele Termine an einem Tag, dass man glauben könnte, es seien mindestens zwei Kretschmer-Double unterwegs. Die aktuellen Ereignisse in Chemnitz kann er deshalb gebrauchen wie einen Kropf. (dpa)

		

	
		
			Meinung

			[image: 11804.png] 

			Randglossen

			Cristina Kirchner hat in ihrer Rede der Vorwoche im Senat die Erklärungen der Unternehmer, die sie beschuldigen, Geld von ihnen über Mittelsmänner empfangen zu haben, mit dem Argument zu widerlegen versucht, dass sie lügen, um ihre gerichtliche Lage zu verbessern. Das ist jedoch nicht so einfach. Wenn ein reuiger Angeklagter absichtlich falsche Aussagen macht und der Richter dies feststellt, dann wird seine Strafe nicht verringert, sondern erhöht. Und außerdem ist es so, dass  es viele Unternehmer sind, die das Gleiche sagen, wobei der Tatbestand, nämlich die Zahlungen in Dollar, die dann in der Wohnung von Cristina landeten, auch vom Chauffeur Centeno und ehemaligen hohen Beamten ihrer Regierung, wie José Lopez und Claudio Uberti, bestätigt wurden. Lügen alle? Und dazu noch genau gleich? In Wirklichkeit lügt eben nur Cristina.

			Die von Richter Claudio Bonadío angeordnete Suchaktion bei den drei Wohnungen von Cristina Kirchner, in Buenos Aires, Río Gallegos und El Calafate hat nur eine symbolische Bedeutung, nämlich die, dass die ehemalige Präsidentin und gegenwärtige Senatorin kein Privileg mehr genießt. Es bestand von vornherein kein Zweifel, dass nichts gefunden würde. Cristina hatte viel Zeit, um die Dollar, die sie gemäß Aussagen von zahlreichen Zeugen empfangen hat, irgendwo zu verstecken oder ins Ausland zu überweisen. In ihren Wohnungen würde sich das Geld bestimmt nicht befinden. Deshalb fällt auf, dass sie sich nicht gleich dem Befehl der Hausdurchsuchung gefügt hat, ohne den Senat dafür einzuspannen und absurde Bedingungen zu stellen. Ein Teil der Dollarmillionen, die sie erhalten hat, wurden nach Uruguay gebracht oder direkt überwiesen. Aber die vielen Säcke, die in Sonderflügen nach Santa Cruz gebracht wurden, befinden sich bestimmt noch dort. Wenn sie irgendwo in Santa Cruz begraben wurden, sind sie faktisch unauffindbar.

			In den Vereinigten Staaten ist in letzter Zeit erneut die Rede von der Möglichkeit der Absetzung von Präsident Donald Trump durch ein “impeachment”, also einem politischen Prozess, wie der von Richard Nixon. Es geht um die nie geklärte angebliche geheime Mitwirkung der russischen Regierung bei den Wahlen, die Trump gewann, um angebliche sexuelle Beziehungen außerhalb seiner Ehe und auch um andere Beschuldigungen seines ehemaligen Anwalts Michael Cohen. Doch in der Praxis kommt all dies nicht voran. Einmal läuft die Wirtschaft auch Hochtouren, es besteht Vollbeschäftigung und die Unternehmen investieren wie nie zuvor. Dann denken sehr viele Amerikaner wie Trump, wobei sie sein extravagantes Benehmen wie eine Fernsehshow auffassen, die sie amüsiert, aber nicht ernst zu nehmen ist. Und schließlich hat die demokratische Opposition keine bedeutende politische Persönlichkeit, die sie als Alternative zu Trump aufstellen könnte.
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			Der Treuhandfonds für öffentlich-private Infrastrukturprojekte

			Die Regierung hat am Montag offiziell die Bildung eines staatlichen Treuhandfonds angekündigt, der von der staatlichen BICE-Bank (Banco de Inversión y Comercio Exterior) verwaltet wird, und dazu bestimmt ist, die Finanzierung der öffentlich-privaten Infrastrukturprojekte (benannt PPP, participación público privada) sicherzustellen. Es geht zunächst um die sechs Straßenkorridore, die schon zugeteilt wurden, die gesamthaft eine Investition von ca. u$s 6 Mrd. darstellen. In mehreren Fällen sind Unternehmen an den zugeteilten Strecken beteiligt, deren Vorsitzende jetzt in den Korruptionsskandal der öffentlichen Bauten unter den Kirchner-Regierungen verwickelt sind, und zugegeben haben, Schmiergelder gezahlt zu haben. Das ist für Banken in den USA und auch in anderen Ländern eine schweres Hindernis für die Kreditvergabe, so dass die schon zugesagten Kredite zunächst eingefroren wurden, was die effektive Aufnahme der Bauarbeiten verhindert.

			Der neue Treuhandfonds soll jetzt der Empfänger der Kredite ausländischer Banken sein, und dann als Kreditgeber gegenüber den Unternehmen auftreten. Auf diese Weise soll das Problem der Korruptionsbelastung der Kreditempfänger nicht die US-Banken belasten. Das Problem, das sich dabei stellt, besteht darin, dass es sich dann um Kredite an den argentinischen Staat handelt, was bei der staatlichen Buchhaltung Probleme schafft. Ob dies das Problem der US-Banken löst, denen es verboten ist, Kredite an Unternehmen zu erteilen, die an Korruptionsmanövern beteiligt sind oder in diesem Sinn verdächtigt werden, sei vorerst dahingestellt. Denn die diesbezüglichen gesetzlichen Bestimmungen sind in den USA sehr streng.

			Die Banco Nación hat schon u$s 200 bis u$s 300 Mio. für den Treuhandfonds zugesichert (das Direktorium der Bank muss noch den genauen Betrag bestimmen). Doch insgesamt sollen es u$s 1,2 Mrd. sein. Javier González Fraga, Präsident der Banco Nación, gab dabei auch bekannt, dass die Bank Pesokredite für Arbeitskapital in Höhe von $ 30 Mrd. für die an den Projekten beteiligten Unternehmen bereitstellen werde. Das wären umgerechnet fast eine Milliarde Dollar, was für die Banco Nación sehr hoch erscheint. Er wies auch darauf hin, dass er überzeugt sei, dass auch andere Banken sich am Treuhandfonds beteiligen werden, weil der lokale Markt sehr flüssig in Dollar sei. In der Tat betragen die Dollardepositen bei Banken u$s 32,5 Mrd. von denen nur u$s 18,12 Mrd. ausgeliehen wurden. Da die Mindestreserven in diesem Fall von der ZB auf nur 20% festgesetzt wurden, können noch um die u$s 8 Mrd. für Kredite eingesetzt werden. Nur muss dabei die Norm abgeschafft werden, die diese Kredite auf Finanzierung von Außenhandelsgeschäften begrenzt. 

			Transportminister Guillermo Dietrich betonte anlässlich der Bildung des Treuhandfonds, dass die Regierung fest überzeugt sei, dass die Unternehmen als solche von den Personen getrennt werden, die sich illegaler Taten schuldig gemacht haben. Das ist jedoch nicht so einfach, weil diese Personen, die die Unternehmen geleitet und meistens auch als Mehrheitsaktionäre kontrolliert haben, die Schmiergelder mit Mitteln der Unternehmen gezahlt haben, und sowohl dies wie die Kartellierung dem Vorstand bekannt sein musste, der diesem Modus operandi von Néstor Kirchner und nachher seiner Frau, bei Mitwirkung von Planungsminister Julio de Vido, Bautensekretär José López und Koordinierungssekretär Roberto Baratta, genau kennen musste.
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			Die Dollarhausse vom Mittwoch

			Am Mittwoch sprang der Dollakurs bis auf $ 34,48 in die Höhe, 7,50% über dem Schlusskurs vom Dienstag, 22% über Ende September und 82% über Ende Dezenber 2017. Diese Hausse trat ein, obwohl die ZB u$s 300 Mio. am Markt zu einem Durchschnitsstkurs von $ 31,64 pro Dollar verkaufte, nachdem die ZB diese Woche vorher schon u$s 700 Mio. untergebracht hatte. Der Umsatz war am Mittwoch  mit u$s 669 Mio. um 15% geringer als am Dienstag. Der Schwarzkurs stieg am Mittwoch bis auf $ 35 pro Dollar. Nachdem der Wechselkurs in den letzten Wochen schon stark gestiegen war und sich auf etwas unter $ 30 eingependelt hatte, kam die Hausse am Mittwoch völlig unerwartet, und wurde als Katastrophe interpretiert.

			Präsident Mauricio Macri reagierte, schon als die Hausse begann, mit der Ankündigung, dass die Regierung vom Internationalen Währungsfonds beantragt habe, die Auszahlungen des Kredites von insgesamt u$s 50 Mrd. vorzuverlegen, und gab zu verstehen, dass er eine prinzipielle Zustimmung erhalten habe. IWF-Direktorin Cristine Lagarde erklärte, die Institution werde das argentinische Wirtschaftsprogramm überprüfen, was als Zustimmung zum Antrag interpretiert wird. Schatz- und Finanzminister Nicolás Dujovne erklärte danach, das primäre Defizit werde stärker als vorgesehen verringert werden und somit nächstes Jahr unter 1,3% des BIP liegen.

			Die Ansprache des Präsidenten hatte offensichtlich eine negative Wirkung. Macri äußerte nur gute Absichten, gab aber sonst außer der schon als Tatsache hingenommen Vorverlegung der Auszahlungen des IWF nichts Konkretes bekannt. In Unternehmerkreisen wurde darauf hingewiesen, dass die Regierung keinen Plan habe, also im Wesen selber nicht wisse, was in dieser schweren Krise zu tun sei. 

			Dujovne konzentrierte sich auf das Haushaltsdefizit, äußerte jedoch kein Sterbenswörtchen über die Zahlungsbilanz, die das eigentliche Problem darstellt. Er sagte nur, die Zahlung der Amortisationsquoten der Staatsschuld sei gesichert, und die Zahlen seien für alle per Internet zugänglich. Er sagte nichts über die hohe Kapitalflucht und das hohe Defizit der Leistungsbilanz. Aus Äußerungen von Regierungssprechern ergibt sich, dass die Korrektur des Ungleichgewichtes als direkte Folge der Abwertung eintreten werde. In der Tat haben Auslandsreisen abgenommen, und es wird weniger importiert, doch hauptsächlich wegen der Rezession. Wenn diese gelegentlich überwunden wird, wird wieder mit höheren Importen gerechnet, auch wenn der Wechselkurs “real” relativ hoch bleibt. Auf alle Fälle wird er nicht so hoch wie jetzt bleiben, weil die Inflation hoch ist und einen Teil der Abwertung ausgleicht.
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			Carl B. Frey spricht am 3.9. über die vierte Industrierevolution 

			Im Rahmen des Vorsitzes von Argentinien bei der G20-Konferenz in Buenos Aires, setzt das Kulturministerium den Konferenzzyklus fort, der “Ideen, um die Welt zusammen umzudenken” benannt wurde. Am 3. September um 18,30 Uhr spricht im kulturellen Wissenschaftszentrum (Godoy Cruz 2270) Dr. Carl Benedikt Frey über die vierte industrielle Revolution und die Beschäftigung im Zeitalter der Robotisierung. Dabei wird er sich auf den Einfluss der Fusion der Informationstechnologien und die künstliche Intelligenz auf den Arbeitsmarkt beziehen. Dr. Frey forscht über diese Themen im Institut für das neue wirtschaftliche Denken der Universität Oxford.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 34,48, gegen $ 30,84 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 54,30, gegen u$s 55,10 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.8.19 bei $ 44,97, was einen Jahreszinssatz von 40,34% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 5,39% und lag somit um 15,52% unter Ende Dezember 2017.

			***

			Die argentinischen Staatsbonds wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine betonte Baisse aus. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,05%, Argentina 2021:-2,99%; Argentina 2026: -2,28%; Argentina 2046:-2,87%; Bonar 2024: -3,56%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 733,91 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 663,92), und bei 24 Karat zu $ 1.237,90 ($ 1,093,27).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 27.8.18 um 42,24%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 29,26%. Der Rhythmus der monetären Expansion ist in den letzten Tagen stark gestiegen.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 27.8.18 um 51,63% auf $ 2,63 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 42,39% auf $ 1,66 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 4,08% auf $ 32,89 Mrd. , und die Dollarkredite nahmen um 17,74% auf u$s 16,73 Mrd. zu. Im Pesobereich machen die Kredite 63,17% der Depositen aus, und im Dollarbereich sind es nur 50,9%, obwohl es 80% sein könnten, weil die Mindestreserven hier nur 20% betragen.

			***

			Der Export von Rindfleisch wird für das ganze Jahr 2018 von den Verbänden der Fleischwirtschaft auf u$s 1,8 Mio. Tonnen veranschlagt, gegen u$s 1,3 Mio im Jahr 2017, u$s 1Mrd. 2016 und u$s 0,86 Mrd. 2015. In Mengen sollen es 419.000 Tonnen sein, gegen 209.000 Tonnen im Jahr 2017. China ist jetzt der größte Käufer, und bezieht vornehmlich Fleisch von niedrigerem Wert, während die EU vornehmlich Lende u.a. wertvolle Schnitte kauft. Die Rindfleischwirtschaft hat unter der Macri-Regierung stark expandiert und trägt zunehmend zum Export bei. 

			***

			Die Zahl der Prozesse wegen Arbeitsunfällen und –krankheiten ist in der Bundeshauptstadt und den Provinzen, die sich dem Reformgesetz der Macri-Regierung angeschlossen haben, in den letzten anderthalb Jahren um 34% zurückgegangen, hat der Leiter der Aufsichtsbehörde der Gesellschaften, die das System betreiben (ART, Aseguradoras de Riesgos del Trabajo), Gustavo Morón, mitgeteilt. 89% der Klagen fügen sich dem Urteil der ärztlichen Kommissionen. Das habe zu einer Verringerung des Preises der entsprechenden Versicherung geführt, die jetzt bei ca. 3% liegt. Die größten Provinzen haben sich dem System angeschlossen; aber es fehlen noch einige, wo die Lobby der Arbeitsanwälte verhindert, dass die Provinzparlamente die neue Regelung annehmen.

			***

			In den letzten 12 Monaten wurden bei Banken und Wechselstuben u$s 1,9 Mrd. monatlich gekauft, was u$s 22,88 Mrd. in einem Jahr ergibt, teilt die ZB mit. Davon wurden keine10% bei lokalen Banken deponiert. Der größte Teil befinden sich in Bankfächern oder in den Wohnungen der Käufer.

			***

			In 7 Monaten 2018 erreichte der Rindfleischexport 274.907 Tonnen (mit Knochen) für u$s 1,03 Mrd., berichtet das Landwirtschaftsministerium. In Mengen waren es 63,7% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Der größte Käufer ist China, wobei dieses Land vornehmlich billigere Teile des Rinderleibes kauft, während die EU die teureren bezieht, weshalb der Anteil von China in Werten geringer ist als in Mengen..

			*** 

			Der Bau der großen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz, die jetzt wieder Condor Cliff und Barrancosa heissen (statt Néstor Kirchner und Jorge Cepernic) steht still. Das Problem ist hier der argentinische Partner Electoringeniería, kontrolliert von Gerardo Ferreira, der gegenwärtig Schwierigkeiten wegen Schmiergeldern hat, wobei er zu den sogenannten K-Unternehmen gehörte, die direkt mit den Kirchners zusammen arbeiteten. Der chinesische Partner Geshouba, der die Kraftwerke zum größten Teil auch finanziert, fordert jetzt Garantien, und darüber wird angeblich verhandelt.

			***

			Die AFIP hat zusammen mit dem Landwirtschaftsministerium und dem Amt für sanitäre Aufsicht, Senasa, die Kontrollen beim Handel von Gemüse und Obst verschärft, und dabei ein System eingeführt, das ähnlich dem schon bei Rind- und Schweinefleisch eingeführten ist. Dabei wurde ein elektronisches Dokument für den Transport dieser Produkte geschaffen, benannt DTVe (“Documento de Traslado Vegetal”), das bei der Aufladung beim Landwirt und dann vom Grossisten vorgelegt werden muss, der die Waren transportiert. Das System wird in einer ersten Etappe auf Kartoffeln, Zwiebeln, und Kürbisse angewendet. Gemäß Zahlen der AFIP gibt es 46.360 eingetragene Obst- und Gemüseproduzenten. Die Grossisten und Industrieunternehmen der Branche sind 7.469 und außerdem bestehen 8.577 Märkte. Der Einzelhandel umfasst 112.850 Geschäfte. Die Schwarzwirtschaft ist hier sehr bedeutend. Nach der Ausweitung des Systems auf sämtliche Obst- und Gemüsearten, soll es auch bei Geflügel, Mehl, Yerba Mate, Milch und Fischerei eingeführt werden. Mit diesem System, das beim Rindfleisch sehr erfolgreich war, wird ein großer Teil der Schwarzwirtschaft erfasst, der der AFIP mit den traditionellen Kontrollen entgeht.

			***

			Die Behörde, die für den Hafen von Buenos Aires zuständig ist, hat eine Gebühr von u$s 85 plus MwSt. pro Container für nicht zwangsmäßig erklärt, so dass sie der Importeur nicht zu bezahlen braucht. Das stellt theoretisch eine Ersparnis von bis zu u$s 20 Mio. pro Jahr dar. Der Dienst für Sicherheit, mit dem die Gebühr begründet wird, wird von einem Unternehmen geleistet, das angeblich mit dem Lastwagengewerkschafter Hugo Moyano in Verbindung steht. Wer jetzt die Gebühr nicht zahlt, muss dafür sorgen, dass sein Contanier nicht durch die Maffia beschädigt wird, die hinter diesem krummen Geschäft steht. Die Marinepräfektur, die für die Hafensicherheit zuständig ist, muss dabei sehr aufmerksam sein und hart vorgehen.

			***

			Der Weinkonsum lag im Juli 2018 mit 756.779 Hektoliter um 7,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das nationale Weininstitut mit. In 7 Monaten 2018 lag der Konsum bei 4,86 Mio. hl, 4,6% unter dem Vorjahr. In diesem Jahr entfiel 51,7% des Weinkonsums auf Flaschen und 48,3% auf Tetrabrik. Der Weinkonsum pro Kopf der Bevölkerung liegt jetzt unter 20 Litern por Jahr, während er vor 30 Jahren noch über 80 Liter lag.

			***

			Die AFIP hat beschlossen, dass die Weißwaschung von Unternehmern, die jetzt zugegeben haben, Schmiergelder für die Zuteilung von öffentlichen Bauten gezahlt zu haben und dies auch zugegeben haben, nicht verfällt, weil sie vor Einleitung des Strafverfahrens stattfand, so dass dieses nicht rückwirkend angewendet werden kann.

			***

			Das Schatz- und Finanzministerium hat festgestellt, dass die Provinzen (mit Ausnahme von San Luis und La Pampa, die sich dem Fiskalpakt mit der Regierung nicht angeschlossen haben) im ersten Halbjahr 2018 einen Überschuss bei ihren Finanzen von $ 38,57 Mrd. auswiesen, der sich mit einem Defizit von $ 36,70 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode vergleicht. Nur die Provinzen Chaco, Corrientes und Santa Cruz wiesen dieses Jahr ein Defizit aus. Der Überschuss war besonders in der Bundeshauptstadt ($ 11,44 Mio.), Santiago del Estero ($ 5,60 Mio.), Mendoza ($ 3,82 Mio.), San Juan ($ 3,51 Mio.) und Catamarca ($ 2,33 Mio.) sehr hoch.

			***

			Im Juni wurde wieder Sojaöl nach China exportiert, nachdem diese Lieferungen seit 2015 verboten waren, teilt das Landwirtschaftsministerium mit. Zunächst waren es 29.000 Tonnen von einer verpflichteten Gesamtmenge von 90.000 Tonnen. Außerdem wurde die erste Ladung von Zitronen nach Japan verschifft, nachdem die japanischen Behörden das Kühlungsverfahren genehmigt haben, teilt das Außenministerium mit. Die Bemühungen, die Exporte auf mehr Produkte zu erweitern, schreiten voran.

			***

			Im Juli wurden in der Bundeshauptstadt 4.403 Immobilien notariell übertragen, 17% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 4,1% unter Juni 2018, teilt der Verband der Notare mit. Der Wert der Verkäufe betrug $ 16,19 Mrd., 31% über dem gleichen Vorjahresmonat und 13% unter Juni 2018. Nur 15,3% der Käufe wurden mit einer Hypothek begleitet, 46,3% weniger als im gleichen Vorjahresmonat und 11,4% unter Juni.

			***

			Die formelle Beschäftigung in der Bauwirtschaft lag im Juni bei 420.740 Arbeitern, 2,9% über dem Vorjahr und 1,2% unter dem Vormonat, teilt das statistische Institut der Bauwirtschaft (Ieric) mit. Die Beschäftigung lag im 1. Halbjahr 2018 um 6,6% über der gleichen Vorjahresperiode.

			***

			Die Gewerkschaft der Bankangestellten vereinbarte mit dem Bankenverband ADEBA (der die Banken von lokalem Kapital vereint), eine Gehaltserhöhung von 8%, die zu je 4% im August und September ausgezahlt wird. Mit der für dieses Jahr schon gewährten Erhöhung sind es jetzt insgesamt 28,2%. Hinzu kommt dann noch eine Zulage von 4%, die im Januar gezahlt wird, als Ausgleich für den Kaufkraftverlust im Jahr 2017. Somit steigt die Gehaltserhöhung auf 32,2%. Doch die durchschnittliche Erhöhung der 12-Monatsperiode des Arbeitsabkommens liegt weit darunter, weil es sich um schrittweise gewährte Zulagen handelt, die nicht für das ganze Jahr gelten.

			***

			Die Investitionen in Bauten plus Maschinen und Anlagen lagen im Juli 2018 real um 6,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner berechnet. Dennoch lagen die Investitionen in 7 Monaten 2018 um 3,4% über dem Vorjahr. Die Investitionen stellen 20,6% des Bruttoinlandsproduktes dar. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Norwegian Argentina

			Der Leiter und Gründer dieser norwegischen Luftfahrtgesellschaft, Bjorn Kjos, kündigte die Aufnahme von Billigflügen (“low cost”) im argentinischen Binnenverkehr für den 16. Oktober an, beginnend mit zwei täglichen Flügen vom Aeroparque der Stadt Buenos Aires nach Córdoba und einem nach Mendoza. Danach sollen Bariloche, Salta und Iguazú hinzukommen.Die Regierung hat Norwegian im September 2017 die Genehmigung für 152 Strecken erteilt, davon 80 internationale und 72 lokale.

			Walmart

			Diese nordamerikanische Supermarktkette hat beschlossen, den Supermarkt im Shopping-Center DOT (an der General Paz) zu schließen und 12 kleinere Verkaufslokale an die spanische DIA zu verkaufen. Walmart konnte sich in Argentinien nicht durchsetzen. 

			Aerolíneas Argentinas

			Das staatliche Luftfahrtunternehmen hat Investitionen von insgesamt u$s 30 Mio. in Gang gesetzt, um die Flugzeughallen zu erweitern und zu erneuern. Hinzu kommen noch Infrastrukturinvestitionen von u$s 32 Mio., die besonders für bessere Sicherheit und Instandhaltung bestimmt sind. Davon sollen u$s 15 Mio. für Systeme gegen Brände in Ezeiza eingesetzt werden.
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			Die Vertiefung der Rezession und die Hindernisse für den Aufschwung

			Von Juan E. Alemann

			Der EMAE-Index (“Estimador mensual de la actividad económica”) des Statistischen Amtes (INDEC), der eine grobe Berechnung der Wirtschaftsleistung darstellt, die jedoch erfahrungsgemäß wenig von den endgültigen Zahlen des Bruttoinlandsproduktes abweicht, liegt im Juni 2018 um 6,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 1,3% unter Mai 2018. Die interannuellen Veränderungen waren in diesem Jahr wie folgt:

			Januar.............+4,0%

			Februar.............+5,0%

			März.............+2,1%

			April.............-0,6%

			Mai.............-5,2%

			Juni.............-6,7%

			Alle Einzeldaten deuten darauf hin, dass die Monate Juli und August noch schlechter sind. Für das zweite Halbjahr wird ein mindestens ebenso großer interannueller Rückgang wie im Juni erwartet, eventuell ein noch größerer, so dass die Hoffnung, dass ganz 2018 mit einem Plus abschließt, aufgegeben werden muss. Das Bruttoinlandsprodukt des Jahres 2018 dürfte um 1% bis 2% unter dem von 2017 liegen. Und wenn keine grundsätzlichen Maßnahmen getroffen werden, wie wir sie in der vergangenen Woche aufgeführt haben, dann wird auch 2019 kaum besser als 2018 sein. Und das wirft einen schwarzen Schatten auf die Wahlen vom Oktober 2019. Denn Macri würde wirtschaftlich schlechter abschließen, als er begonnen hat. Eine so tiefe Krise würde populistischen Politikern Auftrieb verleihen und dann in einem extremen Dirigismus und einer Abschottung von der Welt zum Ausdruck kommen, mit denen eventuell die sozialen Probleme unmittelbar entschärft würden, aber die Wirtschaft zu einer langfristigen Stagnation und schließlich zu einer noch tieferen Krise verurteilt. 

			Das Schicksal des Landes wird in den kommenden Wochen entschieden. Das muss Macri verstehen, und er muss auch US-Präsident Trump u.a. andere bedeutende Staatspräsidenten und Premierminister überzeugen, dass sie Argentinien in dieser schweren Stunde unterstützen, so dass zumindest die Amortisation bestehender Kredite durch neue ausgeglichen wird, und die Gefahr eines neuen Defaults gebannt wird. Und dann geht es auch um die Finanzierung der Straßenbauten, die mit dem PPP-System der öffentlich.privaten Zusammenarbeit zugeteilt wurden. Es geht hier um eine politische Entscheidung, und nicht einfach die Lösung eines finanziellen Problems, das man den Banken überlassen kann. Denn diese handeln bürokratisch, und wollen kein Risiko übernehmen, das sie vermeiden können. Gegenwärtig besteht die Gefahr, dass sie dabei, ohne es zu wollen, einen Default provozieren. Mit der Hilfe des Internationalen Währungsfonds genügt es nicht. 

			Die tiefe Rezession hat eine sehr konkrete Ursache, nämlich die Dürre und der starke Rückgang der Ernte von Getreide und Ölsaaten, ist aber noch viel mehr die Folge der Krise auf dem Devisenmarkt und der Abwertung. Dahinter steckt das strukturelle Ungleichgewicht der Zahlungsbilanz, das einen ständigen Nettozufluss von Krediten erfordert, einmal um Amortisationen zu decken, und dann um den Betrag aufzubringen, der für den Ausgleich der Zahlungsbilanz noch fehlt, der für dieses Jahr auf mindestens u$s 8 Mrd, geschätzt wird. Wenn der Bankenkredit eingestellt wird und der Finanzmarkt keine argentinischen Staatstitel mehr aufnimmt, alles weil ein neuer Default befürchtet wird, oder weil die US-Banken keine Kredite an argentinische Unternehmen erteilen, weil sie meinen, dass ihnen die strengen Korruptionsregulierungen der USA nicht erlauben, korruptionsverdächtigten Firmen Kredite zu erteilen, dann besteht effektiv die Gefahr eines neuen Defaults. Die US-Banken mussten in den letzten Jahren schon viele Strafen von hunderten von Millionen Dollar hinnehmen, weil sie wissentlich oder wegen Fahrlässigkeit an der Geldwäsche von Drogenhändlern, Terroristen oder korrupten Regierungen mitgewirkt waren. Die Regulierung der Banken ist in den USA seit dem Anschlag auf die Zwillingstürme in New York zunehmend strenger geworden, was so weit geht, dass Bankbeamte bei Vergehen persönlich bestraft werden, und der Bank verboten wird, die Zahlung des Bußgeldes zu übernehmen. Der sogenannte “compliance officer”, der Bankbeamte, der für die Beachtung der Regulierungen zuständig ist, hat in den letzten Jahren eine bedeutende Rolle eingenommen. 

			Der Korruptionsskandal, der auf immer mehr bedeutende Unternehmer übergeht, hat eine paralisierende Wirkung auf die Wirtschaft, wobei hier das Vorbild von Brasilien wirkt, wo der “lava jato” zu einer dreijährigen Rezession geführt hat. Mario Quintana, Staatssekretär im Amt des Kabinettschefs, und Gustavo Cañonero, ZB-Direktor, hatten bei ihrer Reise vor zwei Wochen nach New York keinen Erfolg. Sie konnten die Bänker, mit denen sie sprachen, nicht überzeugen, dass der argentinische Korruptionsskandal anders als der brasilianische ist, und die Wirtschaft nicht wie im Nachbarland lähmen wird. Das Problem mit den US-Banken muss auf höherer Ebene gelöst werden. 

			Im Juli 2009 lag der EMAE-Index um 6,8% unter dem Vorjahr, also etwa gleich viel wie jetzt. Das war damals besonders auf die internationale Finanzkrise zurückzuführen, die u.a. im Zusammenbruch der Bank Lehmann Brothers in den USA zum Ausdruck kam und zu einem BIP-Rückgang in den USA führte. Seither gab es in Argentinien 5 Rezessionen. Jetzt liegt der Fall anders: die US-Wirtschaft wächst stark, und allgemein verzeichnet die Weltwirtschaft eine Besserung, die auch Argentinien allerlei Exportmöglichkeiten bietet.

			Die klimatischen Bedingungen sind weiter außerordentlich günstig für die Pampa-Landwirtschaft, mit viel Bodenfeuchtigkeit und vorerst keinen Naturkatastrophen. Die Politik der Macri-Regierung zu Gunsten der Exportlandwirtschaft war erfolgreich und hat weitgehend zur erwarteten Rekordernte 2018/19 von bis zu 140 Tonnen beigetragen. Doch dies reicht nicht aus, um eine Konjunkturwende herbeizuführen und einer aufstrebenden Wirtschaft eine solide Grundlage zu geben. Auch andere positive Faktoren, wie die höhere Rindfleischproduktion, die explosiv gestiegene Gas- und Erdölförderung im Gebiet von Vaca Muerta, und die Wirkung der hohen öffentlichen und der zahlreichen privaten Investitionen, reichen nicht aus. Was noch fehlt, hängt weitgehend von der Regierung ab. Die objektiven Bedingungen für eine Überwindung der Rezession zum Jahresende sind gegeben. Es wäre eine wahre Tragödie, wenn sie nicht genutzt würden. Es wäre für Macri ein politischer Selbstmord.
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			Die Kartellierung der Bauunternehmen durch Néstor Kirchner

			Von Juan E. Alemann

			Néstor Kirchner hat als Präsident ein System organisiert, bei dem die Zuteilung der öffentlichen Infrastrukturbauten von ihm bestimmt wurde, wobei dann hohe Aufpreise zugelassen wurden, von 20% bis 50%, und gleichzeitig ca. 20% des veranschlagten Wertes des Objektes an ihn gezahlt werden musste. Zu diesem Zweck hat er das Gesetz über öffentliche Bauten dahingehend geändert, dass nicht mehr eine Anzahlung erfolgte, die für den Kauf von Materialien bestimmt war, der nachgewiesen werden musste, sondern direkt eine Barzahlung von 20% erfolgte, mit der dann das Schmiergeld gezahlt wurde. Somit hatte der Unternehmer keine Schwierigkeiten, das Geld für die Zahlung aufzubringen. Im Wesen war es ein offener Raub von Nestor Kirchner am Staat, den er verwalten sollte.

			Ein großer Teil der Zuteilungen, und fast alle in der Provinz Santa Cruz, entfiel auf das Unternehmen Austral Construcciones, von Lázaro Báez, einem Strohmann von Néstor Kirchner, der somit doppelt verdiente, nämlich am Preisaufschlag und auch am Gewinn des Bauunternehmens. Eine dritte Gewinnquelle bestand darin, dass viele Objekte, die Báez zugeteilt wurden, bezahlt, aber nicht gebaut wurden. Hier ergibt sich auch eine weitere Unregelmäßigkeit: die Firma Austral qualifizierte nicht für die großen Objekte, die ihr zugeteilt wurden, weil sie keine vorherige Leistungen vorlegen konnte. Beim bestehenden Zuteilungssystem muss das Bauunternehmen nachweisen, dass es schon öffentliche Bauten in einem Umfang durchgeführt hat, die das Unternehmen für den Bau des Objektes qualifizieren, das ausgeschrieben wird. Neue Bauunternehmen müssen somit einen langen Weg beschreiten, bis sie oben angelangt sind. 

			Auch die Zuteilungen an andere Bauunternehmer wurden von Néstor Kirchner bestimmt. Zu diesem Zweck wirkte Carlos Wagner mit, ein Bauunternehmer, der schon vor seiner Regierung in Santa Cruz mit seiner Firma Esuco tätig gewesen war, und den er persönlich schon lange vor seiner Präsidentschaft kannte. Um die Dinge zu erleichtern, empfahl Kirchner den Bauunternehmern, Wagner zum Präsidenten der Kammer der Bauunternehmer zu wählen, wobei diese sich dem Befehl fügten. Im Grunde konnten sie nicht anders handeln, weil Kirchner einen Widerspruch zu seinen Befehlen nicht duldete und Widerspenstige mit schwerem Schaden für ihre Unternehmen rechnen mussten.

			Kirchner hatte ein eigenartiges Kartell geschaffen, bei dem er über alles wichtige bestimmte. Cristina Kirchner erklärte in der langen Rede, die sie in der Vorwoche im Senat hielt, dass es immer schon ein Kartell der Unternehmer gegeben habe, die sich an öffentlichen Bauten beteiligt hätten. Dadurch wollte sie den Fall in seiner Bedeutung herabstufen. Indessen lässt sich ein Verbrechen nicht dadurch rechtfertigen, dass andere es auch begangen haben. 

			Allein, die Behauptung von Cristina Kirchner stimmt nicht. Es gab vorher keine Kartellierung der Bauunternehmen, und noch weniger, ein System der Überpreise und Schmiergelder, das auch nur entfernt mit dem von Néstor Kichner verglichen werden kann. Es gab immer öffentliche Ausschreibungen und Zuteilungen, an den, der den niedrigsten Preis für ein gutes Projekt forderte. Gelegentlich gab es dabei Abmachungen unter größeren Unternehmen, bei denen einige absichtlich höhere Preise boten, um einem anderen die Zuteilung zu sichern, wobei es dann in einem anderen Fall umgekehrt war. Doch dabei lief es gelegentlich auch schief, wenn ein Dritter, meistens ein kleineres Unternehmen, ein besseres Angebot vorlegte. Gewiss gab es auch Schmiergelder, aber immer in einem “zivilisierten” Ausmaß, weit entfernt von den 20% von Kirchner. 

			Allgemein ist es in Argentinien sehr schwierig, Kartelle zu bilden, und dann auch zu erreichen, dass die vereinbarten Bedingungen, die sich auf Preise, Verkaufsbedingungen und Marktanteile beziehen, eingehalten werden. Die Erfahrung zeigt, dass der Versuch der Bildung von Kartellen meistens gescheitert ist, weil einzelne Unternehmer sich nicht an die Regeln hielten. Sie meinten, sie wären schlauer. Das wird auf spanisch “viveza criolla” bezeichnet. Kartelle haben in Argentinien nur funktioniert, wenn sie von einem oder zwei Großunternehmen kontrolliert wurden, die auch die Möglichkeit hatten, effektive Strafen zu verfügen, wie z.B. ein Druck auf die Händler, damit sie die Ware eines bestimmten Unternehmens nicht verkaufen. Gelegentlich wurden Kartelle auch mit Gewalt durchgesetzt, wobei der Fall dann auf das Strafrecht übergeht.

			Das Wort Kartell wurde in Deutschland geschaffen, was damit zusammenhängt, dass in diesem Land, aber auch in der Schweiz, in Großbritannien u.a Ländern, eine starke Kartellierung stattfand, die jedoch nicht immer schädlich war. Gelegentlich diente das Kartell auch dazu, Märkte zu ordnen und Überproduktion zu verhindern. In England z.B. haben die Mühlen seinerzeit die Schließung der schlechtesten vereinbart, deren Besitzer von den Verbleibenden ausgezahlt wurden, um eine allgemeine Krise der Branche zu überwinden. In Argentinien kam der Begriff, und auch das Bewusstsein des strafbaren Tatbestandes viel später auf. Erst 1980, unter der Militärregierung und mit José A. Martínez de Hoz als Wirtschaftsminister, wurde ein modernes Gesetz erlassen, das das alte und vage Monopolkonzept (das sich nur auf die Marktbeherrschung durch ein Unternehmen bezog), durch das Konzept der marktbeherrschenden Stellung ersetzte, und dies sowohl auf Einzelunternehmen wie auf mehrere bezog, die sich in diesem Sinne einigten und somit ein Kartell bildeten. Der strafbare Tatbestand war nicht das Monopol als solches, wie es das Strafgesetzbuch vorher bestimmte, sondern die Ausnutzung einer beherrschenden Marktposition, um Vorteile zum Nachteil der Käufer zu erhalten. Das Gesetz von 1980 wurde danach mehrmals erweitert, wobei Normen eingefügt wurden, die allgemein auf der Welt bestehen, besonders die Genehmigung für Fusionen. Denn hier entstehen auf der einen Seite Synergien, die Kosten sparen und willkommen sind, aber auf der anderen Seite ergibt sich eine Konzentration des Angebotes auf einem Markt, die gefährlich werden kann. Heute hat Argentinien eine Monopol- und Kartellgesetzgebung, die nicht viel anders als in der Europäischen Union ist. 

			Wenn bei den Unternehmern, die auf dem Gebiet der öffentlichen Bauten tätig sind, eine Kartellierung zum Schaden des Staates festgestellt wird, dann kommt ein Verfahren in Gang, dass bei Erfolg mit einer Strafe endet. Doch bisher gab es keine Klage und auch keinen offenen Verdacht in diesem Sinn. Unter den Kirchners konnte das Kartellamt, das vom ultrakirchneristischen Handelssekretär Guillermo Moreno abhing, selbstverständlich nicht gegen die kartellierten Bauunternehmer vorgehen, also an erster Stelle gegen Lázaro Báez und somit die Kircherns selber. 

			Beim Kirchner-Kartell stellt sich die Frage der Verantwortung der Bauunternehmen, die sich am System beteiligt haben. Nicht alle haben dabei mitgemacht. Techint, das eine große Kapazität für öffentliche Bauten hat, gab bekannt, dass die Firma unter den Kirchner-Regierungen nur 1% der zugeteilten öffentlichen Bauten erhalten habe, einen Bruchteil des vorherigen Anteils. Doch Techint ist auch in anderen lateinamerikanischen Ländern aktiv, so dass die Struktur für öffentliche Bauten jeweils nach dort übertragen wurde, wo sie effektiv eingesetzt werden konnte. Paolo Rocca, der oberste Konzernchef gab nur zu, an Kirchner gezahlt zu haben, damit er ihm helfe, das Geld der Enteignung seines Stahlwerkes Sidor in Venezuela von Hugo Chávez zu erhalten. Und das hat Néstor Kirchner auch erreicht. Die meisten anderen Bauunternehmen sind nur in Argentinien tätig, und wenn sie keine Zuteilung von öffentlichen Bauten erhalten, dann müssen sie schließen oder eventuell sich dem privaten Bau (Wohnungen, Fabriken, Bürohäuser u.a.) widmen. Die Entscheidung, nicht an der Korruption mitzumachen, ist daher sehr schwierig. 

			Wie weit dies die Unternehmen von der Schuld an einem strafbaren Tatbestand befreit, oder die Strafe mildert, das müssen die Richter entscheiden, wobei die Regierung eventuell auch mit einem Gesetz oder Dekret dazu beitragen kann, das die Verantwortung der Unternehmen begrenzt oder auf den konkreten Unternehmer abschiebt, der die Entscheidung getroffen hat. In diesem Sinn sind Aldo Roggio u.a. schon von ihren Posten als Leiter ihrer Unternehmen zurückgetreten. Dass die Unternehmer als solche bestraft werden ist eine Sache, aber dass ein Unternehmen dabei Schaden erleidet und eventuell nicht weitermachen kann (wie es bei Odebrecht in Brasilien der Fall war) ist eine andere. Das Thema wird noch brenzliger in den Fällen, in denen die betroffenen Unternehmen auch jetzt an Bauobjekten beteiligt sind, wie es u.a. bei Carlos Wagner mit Esuco der Fall ist, der an zwei PPP-Projekten zusammen mit Eurnekian und anderen mitmacht.

			 

			 

		

	